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Das Großherzogtum und der spätere Freistaat Oldenburg be-
stand bis 1937 aus dem in Nordwestdeutschland gelegenen
Kernland Oldenburg (mit der Hauptstadt- bzw. Residenzstadt
gleichen Namens) sowie den Landesteilen(bis 1918 Fürstentü-
mern) Birkenfeld und Lübeck. Der letztgenannte Landesteil,
mit der Hauptstadt Eutin und vor den Toren der Hansestadt
Lübeck gelegen, umfaßte zuletzt 541 qkm und hatte 1925
47.484 Einwohner. Er bestand aus neun Gemeinden: Malente,
Eutin,Bosau, Süsel, Ahrensbök,Stockeisdorf, Sehwartau,Gle-
schendorf und Ratekau, und somit gehörtenauch die bekann-
ten Ostseebäder Haffkrug, Scharbeutz, Timmendorfer Strand
und Niendorf dazu. Zwischen den Gemeinden Ahrensbök und
Stockeisdorf gab es einige kleinere Enklaven der Freien und
Hansestadt Lübeck.

Während nun aber der Landesteil Birkenfeld (heute zum
BundeslandRheinland-Pfalz gehörend)mehr durch eine Lau-
ne der Geschichte und historische Zufälligkeit auf dem Wie-
ner Kongreß 1815 zu Oldenburg gekommen war, waren die
Bindungen zwischen dem Kernland Oldenburg und dem Lan-
desteil Lübeck dynastischer Art. Dieser Landesteil war gewis-
sermaßen das Stammland der 1773 auf den Oldenburger
Thron gekommenen Dynastie Gottorp jüngerer Linie. Die
Übertragung des Kernlandes Oldenburg, das bis zu diesem
Zeitpunkt zu Dänemark gehörte, geschah unter der Vermitt-
lung Rußlands, um die notorische Feindschaft zwischen der
königlich dänischen (älteren) Linie des Hauses Gottorp und
deren jüngerer „großfürstlichen" Abzweigung zu beseitigen,
um damit die „Ruhe im Norden" wieder herzustellen. Der
ärmeren Verwandtschaft wollte man zu „einem anständigen
Etablissement verhelfen". Erster gemeinsamer Herrscher bei-
der Teile wurde Friedrich August von Holstein Gottorp,Fürst-
bischof von Lübeck, der aber seine Hofhaltung inEutin bei-
behielt. Erst sein Nachfolger Herzog Peter Friedrich Ludwig
nahm 1785 seinen ständigen Wohnsitz in der Residenzstadt
Oldenburg (nicht zu verwechseln mit der ostholsteinischen
Stadt gleichen Namens, die auch nie zu Oldenburg gehörte).
Neben gelegentlichen Besuchen ließen sich die Landesherren
zukünftig inEutin im wesentlichen durch Regierungspräsiden-
ten vertreten, bei denen es sich zumeist um Oldenburger
Karrierebeamte handelte.

Nicht zuletzt durch die geographischenVerhältnissebedingt,
war die tatsächliche Verbindung zwischen den Landesteilen
recht lose. Wirtschaftlich war z.B. der Landesteil Lübeck voll
in sein Umland eingegliedert, was u.a. dadurch zum Ausdruck
kam, daß dieses Gebiet ab 1840 zum dänischen Zollgebiet ge-
hörte.Mehrfach kam es im vorigen Jahrhundert durch Aus-
tausch zu einer Arrondierung des Gebietes, und 1864, nach
dem deutsch-dänischen Krieg, als der Großherzog Nikolaus
Friedrich Peter auf Erbansprüche an Schleswig-Holstein ver-
zichtete, kam dasholsteinischeAmt Ahrensbökhinzu.DasFür-
stentum umfaßte nunmehr ein geschlossenesGanzesmit den Zen-
tren Eutin im Norden und Sehwartau im Süden, wobei sich der
Norden nach der preußischen Provinz Schleswig-Holstein hin-
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orientierte, während der Süden mehr auf die StadtLübeck aus-
gerichtet war.

Auch staatsrechtlich war die Verbindung zwischen denLan-
desteilen zunächst recht lose, es war imGrunde eine Personal-
union des jeweiligen Oldenburger Landesherren. So gab es
aucheine starke Selbständigkeit von Verwaltungund Finanzen
und Einzelhaushalte für alle Landesteile, nur zum Gesamt-
haushalt (u.a. Ministerien, Hofhaltung, zentrale Behörden)
hattenalle beizutragen. Für den Landesteil Lübeck betrug der
Anteil 13%.'

Eineengere Verbindungkam erst ab 1849 zustande,als durch
das Staatsgrundgesetzein zentraler Landtag mit Sitz in Olden-
burg gebildet wurde, dem entsprechend der Zahl der Bevölke-
rung auch Abgeordneteder Landesteile BirkenfeldundLübeck
mit vollem Stimmrecht angehörten.Darüber hinaus gab es für
diebeiden letztgenanntenLandesteilenocheigeneProvinzialrä-
te, die aber nur beratende Funktion hatten und von den Ge-
meinderätengewählt wurden. Insbesondere der nun „von allen
dreiLandesteilen beschickte Landtag entwickelte sich fortan zu
einem integrierenden Faktum von nicht zu unterschätzender
Bedeutung für das Zusammenwachsen des oldenburgischen
Gesamtstaates, zumal es auch eines der wenigen zentralen Ver-
fassungsorganedarstellte"2

Außerdem bildeten die Landesteile Lübeck und Birkenfeld
sowie die Stadt Oldenburg mit einigen kleineren Umlandge-
meindenab 1867 den 1. oldenburgischenWahlkreis für das Par-
lament des Norddeutschen Bundes sowie ab 1871 den des Deut-

1 Zur Geschichte des Landes Olden-
burg, einschließlich seiner weitabgele-
genen Landesteile, informiert vorzüg-
lich eine neuere Arbeit, in der auch
alle bisherigen Forschungsergebnisse
zusammengefaßt wurden: Albrecht
Eckhardt/Heinrich Schmidt (Hg.),
Geschichte des Landes Oldenburg,
Oldenburg 1987, darin der Aufsatz:
Wolfgang Prange, Der Landesteil Lü-
beck, S. 549-590, hier auch weitere Li-
teraturangaben.

Das Deutsche Reich nach der Reichsgründung 1871

Das Großherzogtum Oldenburg, das
sich in ein in Nordwestdeutschland
gelegenesKernland undein in Osthol-
stein sich befindendes Gebiet aufteil-
te, gehörtezuden zahlreichenFürsten-
tümern im Deutschen Reich. Die Sou-
veränität im Kaiserreich nach 1871 lag
nicht beim Volk, sondern bei den 22
Fürsten unddreifreien Reichsstädten,
die sich zu einem Bundesstaat zusam-
mengeschlossen hatten. Allerdings
war in diesem Staat das Übergewicht
Preußens erdrückend. Der spätere
Freistaat Oldenburg wurde erst 1937
Teil vonSchleswig-Holstein. — RS
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sehen Reiches. So waren auch die Parteien gezwungen, eine
Organisationsform zu finden, die diesen besonderen Verhält-
nissen Rechnung trug. Denn natürlich waren zur Vorbereitung
der Reichs- und Landtagswahlen Abstimmungen notwendig,
was aber nicht immer leicht war.

Paul Hug,der große Mann der SozialdemokratieOldenburg-
Ostfrieslands,schrieb dazuspäter im Hinblick auf die Verhält-
nisse der SPD: „Der Verkehr oder die Verbindungder Parteior-
ganisation der drei Landesteile untereinander war vor dem So-
zialistengesetz kein reger und die Verbindung keine engegewe-
sen. Daran hinderte schon die geographische Entfernung und
Verschiedenartigkeit der wirtschaftlichen Struktur der Bezir-
ke".3

Bekanntlich war die seit 1864/66 zu Preußen gehörendePro-
vinz Schleswig-Holstein, wie auch die Hansestadt Lübeck,
schon früh eine Hochburg der Sozialdemokratie.4 Dieses wirk-
te sich natürlich auch auf das oldenburgische Gebiet aus, wo es
beispielsweise in der Hauptstadt Eutin schon 1869 eine Orts-
gruppe des AllgemeinenDeutschen Arbeitervereinsgab.5

Während der Zeit des Sozialistengesetzes, welches im Groß-
herzogtum Oldenburg im Vergleich zu Preußen recht liberal
gehandhabt wurde, lag der Schwerpunkt der sozialdemokrati-
schen Aktivitäten im 1. oldenburgischenWahlkreis eindeutig in
diesem Landesteil. Zur Reichstagswahl 1887 kandidierte im
oldenburgischen Wahlkreis der bekannte Lübecker Sozialde-

1 So Albrecht Eckhardt in: Oldenburg
und Birkenfeld — Die Birkenfelder
Abgeordneten im Oldenburger Land-
tag, erschienen in: Mitteilungen des
Vereins für Heimatkunde im Land-
kreis Birkenfeld und der Heimat-
freunde Oberstein, Heft Nr. 1 des 54.
Jahrgangs vom 11. Januar 1980, S.lB.
VonEckhardt, der Leiter des Staatsar-
chivs in Oldenburg ist, wurden auch
die Hefte: Oldenburger Landtagsre-
den ausgewählt und mit einem Nach-
wort zur Geschichte des Oldenburgi-
schen Landtags (Veröffentlichungen
der Niedersächsischen Archivverwal-
tung

—
Inventare und kleinere Schrif-

ten des Staatsarchivs in Oldenburg,
Heft 3 — Göttingen 1978) sowie:
Sprechregister zum Oldenburgischen
Landtag 1848-1933 (Heft 29 der oben-
genannten Reihe, Oldenburg 1987)
herausgegeben und bearbeitet. Viele
der Informationen für diesen Aufsatz
wurden diesen Heften entnommen,
wie auch der im OldenburgerStaatsar-
chiv erstellten Kartei über alle Land-
tagsabgeordneten. Eckhardt plant die
Herausgabe eines biographischen
Handbuches über die Abgeordneten
des Landtages.
1 Paul Hug, Mein Dienst in der Par-
teibewegung des ehemaligen Fürsten-
tums Lübeck, in: Rathkamp/Broscho,
Geschichtlicher Überblick über die
Vereins- und Organisationsbewegung
der Eutiner Arbeiterschaft,Eutin, o.J.
(vermutlich 1929), 5.47.

PaulHug (1857-1934) ausBaut (später
Rüstringen — heute Wilhelmshaven)
warvon1904 bis 1905 der erste sozial-
demokratische Abgeordnete, der im
Landesteil Lübeck gewählt wurde.
Hug, der vonder Zeit des Sozialisten-
gesetzes im vorigen Jahrhundert bis
1933 die überragende Persönlichkeit
der Sozialdemokratie in Oldenburg-
Ostfriesland war, gab als Verleger die
sozialdemokratischen Zeitungen
„Norddeutsches Volksblatt" sowie die
„Nordwacht

"
heraus. „EineguteHilfe

für die norddeutschen Soziallsten war
die vonPaulHug ... seil dem 1.4.1888
wöchentlich herausgegebene „Nord-
wacht", die allein in Kiel 1500 Abon-
nenten besaß. Im Lande Oldenburg
handhabten die Behördendas Soziali-
stengesetz nicht so scharf wie in Preu-
ßen. Daher konnte die „Nordwacht"
erscheinen, deren Bedeutung allein
schon für den Wahlkampf 1890 sehr
groß war." (aus:F. Osterroth, 100Jah-
re Sozialdemokratiein Schleswig-Hol-
stein, Kiel, o.J,S. 25).
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mokrat Theodor Schwartz für den Reichstag, wobei er auchin
diesem Landesteil die meisten Stimmen erhielt. Von 1890 bis
1903 war dannPaul Hug aus Bant (Vorort von Wilhelmshaven)
der Kandidat dieses Wahlkreises. Zu den Wahlen der Jahre
1907und 1912 war es dannder Redakteur des „Lübecker Volks-
boten", Johannes Stelling, der auch inder Hansestadt wohnte.
Es sollte aber den sozialdemokratischen Kandidaten nie gelin-
gen, diesen Wahlkreis zu gewinnen. Recht gute Ergebnisse im
Fürstentum Lübeck (1907 und 1912 rd. 50% der Stimmen)
reichten in diesem recht heterogenen Wahlkreis mit dem über-
wiegend katholischen Birkenfeld und dem liberal-konservati-
ven Oldenburgdazunicht aus.

Paul Hug als Reichstagskandidat war es auch, der seit 1890
die Verbindung der Sozialdemokraten der verschiedenen Lan-
desteileuntereinander aufrecht erhielt. Gewöhnlichzweimal im
Jahr fuhr er dazu in das Fürstentum Lübeck, verbunden mit
einer sogenannten Agitationstour. Unter seiner Mitwirkung
entstand im Fürstentum Lübeck eine den besonderen Umstän-
den angepaßte Parteiorganisation, die sowohl zu der von
Schleswig-Holstein wie auch zu der Landesorganisation Ol-
denburg-Ostfriesland, die von Paul Hug geführt wurde, Ver-
bindunghatte.

Auf der alljährlich stattfindenden Wahlkreiskonferenz für
das Fürstentum Lübeck waren ab der Jahrhundertwende die
Landtagswahlenein ständiges Thema.Daß zu dieser Zeit gülti-
ge Oldenburger Landtagswahlgesetz war im Verhältnis zu den
anderen norddeutschen Ländern, vor allem Preußen mit sei-
nem 3-Klassen-Wahlrecht, auffallend liberal. Selbst kritische
sozialdemokratische Stimmen wußten dieses zu würdigen. So
schrieben die „Sozialistischen Monatshefte" 1900: „Oldenburg
und Coburg-Gotha bilden die einzigenLichtpünktchen in der
gähnendenpolitischen Finsternis Nordeutschlands" und in der
„Neuen Zeit" stand 1908, daß man „das oldenburgische Wahl-
recht mit zu den besten unter den Wahlsystemen aller deut-
schen Bundesstaaten rechnen" könne.

Der Landtag bestand aus einer nicht genau feststehenden
Zahl von Abgeordneten, die von den(männlichen) oldenburgi-
schen Staatsbürgern über 25 Jahre indirekt gewählt wurden.
Dabei gab es keinerlei Privilegierte, keine Klassenscheidung
und keinen Steuerzensus. Allerdings mußte der Wähler selb-
ständigsein, als solcher wurdenicht angesehen,wer ohneeige-
ne Kochstelle bei anderen inKost undLohn stand. Somit wa-
ren alle Dienstbotenund die bei Unternehmern,Handwerkern
und Gewerbetreibenden tätigen Gesellen und Arbeiter nicht
wahlberechtigt. Außerdem wurde das Wahlrecht denjenigen
Personenentzogen,die Armenunterstützung empfingen.

Die indirekte Wahl wirkte sich so aus, daß für je 500 Ein-
wohner von den Wahlberechtigten in den Gemeinden ein
Wahlmann gewählt wurde. Das Großherzogtum war in ver-
schiedene Wahlbezirke eingeteilt, die Wahlmänner hattendann
die entsprechende Anzahl von Abgeordneten, deren Zahl sich
nach der Einwohnerzahl richtete, zu wählen. Dieses etwas um-
ständliche und komplizierte Wahlrecht sowie die zunehmend

4 Uwe Danker, Die Geburt der Dop-
pelstrategiein der „Roten Hochburg",
Arbeiterbewegung in Schleswig-Hol-
stein 1863-1918, in: Demokratische
Geschichte (DG) Band 111, (Themen-
band: 125 Jahre sozialdemokratische
Arbeiterbewegung in Schleswig-Hol-
stein), S. 21-62.
5 Klaus Franck, Wie ein vaterländi-
scher Geometer ins Gefängnis kam,
Ein Sozialistengesetz vor Bismarck in
Eutin,DGBand111 (s. Anm. 4), S.llB.
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geringer werdenden Kompetenzendes Landtages nach Errich-
tung des Reiches waren wohl die Hauptursache für die recht
geringe Wahlbeteiligung. Im Fürstentum Lübeck betrug sie
1884 nur 4%, 1896 waren es schon 14% und 1905 39%.Dieses
hing mit dem zunehmenden Interesse der Sozialdemokratie an
denLandtagswahlenundihrer ansteigendenStärke zusammen.
Dennbeialler Rivalität imbürgerlichen Lager, wurde eine eige-
ne sozialdemokratische Liste aufgestellt, schloß man sich
schnell dagegen zusammen und bewirkte auch eine Mobilisie-
rung innerhalb der Wählerschaft. Die Sozialdemokraten ihrer-
seits hatten, vor allem in den kleinen Landgemeinden, erhebli-
che Mühe, die entsprechende Anzahl von Kandidaten für das
Wahlmännergremium zu finden. Vor allem dort, wo sie noch
keineOrganisation hatten.

Mit Paul Hug zog 1899 der erste Sozialdemokrat in den Ol-
denburgischenLandtag, dem dann aber raschdrei weitere folg-
ten. Eine nennenswerte Stärke im Fürstentum Lübeck hatten
die sozialdemokratischen Wahlmänner erstmals bei der Land-
tagswahl 1902, als deren Zahl 20 von insgesamt 72 betrug.
Damit konnten sie aber noch kein eigenes Landtagsmandat er-
ringen, obwohl sie geschlossen für einen eigenen Kandidaten
stimmten. Jeder Kandidat mußte nämlich die absolute Mehr-
heit erreichen. Anders sah es 1904 aus. Die Nationalsozialen
des Friedrich Naumann, geführt im Fürstentum Lübeck von
dem Lehrer Vöß aus Eutin, boten den Sozialdemokraten bei
einem Zusammengehen im Wahlmännergremium einen Ab-
geordnetensitz an. Beide Parteien hatten unter den 73 Wahl-
männern eine knappe Mehrheit. Da so kurzfristig kein Sozial-
demokrat aus dem Fürstentum zur Verfügung stand, wurde
Paul Hug gewählt, der an sich schon ein Mandat aus seinem
Wahlkreis Rüstringen hatte, hier aber zugunsteneines anderen
Parteifreundes zurücktrat. Dies war aber nur eine vorüberge-
hende Lösung.Selbstverständlich drängte man im Fürstentum
auf einen eigenen Vertreter. In einem Bericht über die Partei-
konferenz am 16.7.1905, wegender vorzeitigen Landtagsauflö-
sung war im Herbst eine Neuwahl angesagt, heißt es dazu:
„Beim Punkt Stellungnahme zu den Landtagswahlen wurde,
einer Anregung des Genossen Westphäling-Stockelsdorf ent-
sprechend, beschlossen, daß bei den diesmaligen Wahlen ver-
sucht werden soll, die Kandidaten aus den Reihen der Genos-
sen des Fürstentums zu nehmen". Daß dieses für Sozialdemo-
kraten aber mit erheblichen persönlichen Opfern verbunden
war, wird deutlich im weiteren Teil des Beschlusses: „Dem Ver-
treter der Agitationskommission in Neumünster wurde an-
heimgegeben, sich mit dem Parteivorstand hinsichtlich der
wirtschaftlichen Sicherstellung der eventuellen sozialdemokra-
tischen Landtagsabgeordneten aus dem Fürstentum in Verbin-
dungzusetzen"

Tatsächlich erhielten bei der Ende September 1905 stattfin-
denden Wahl die Nationalsozialen und die Sozialdemokraten
wiederum eine knappe Mehrheit in dem entscheidenden Wahl-
männergremium. U.a. hatte die SPD alle Wahlmänner in
Sehwartau, Rensefeld und Stockeisdorf, also im südlichen Teil
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des Fürstentums, erhalten. Hier im Lübecker Randgebiet lag
ihre Stärke.

Gemäß der Absprache mit den Nationalsozialen sollte die
SPD zwei der vier Mandate des Fürstentums erhalten, für die
der Dreher Emil Zeidler aus Sehwartau sowie der Gärtner Jo-
hann Bull aus Ravensbuschnominiert wurden. Einige der von
den Nationalsozialen aufgestellten Wahlmänner ignorierten
jedochdie von den Parteileitungen getroffene Vereinbarung, so
daß nur Zeidler gewählt wurde. Die Verärgerung bei den So-
zialdemokraten war so groß, daß zu der nächsten Wahl 1908
jegliches Paktieren mit bürgerlichen Kräften abgelehnt wurde.
Man suchte eineeigeneMehrheit.

In einem Beschluß der Parteikonferenz von Mitte Juli 1907
heißt es dazu: „Während früher mit denNationalsozialen ein
Kompromiß abgeschlossen wurde, soll es diesmal unterblei-
ben, weil jene bei der letzten Wahl ihr gegebenes Wort nicht
gehalten haben".1 Gleichzeitig wurden vier eigene Kandidaten
aufgestellt. Bei der Wahl im Herbst 1908 bekam die SPD aber
keineMehrheit im Wahlmännergremium, und damit erhielt die
Parteiauch keinen Abgeordnetenaus demFürstentum.

Zu dieser Zeit diskutierte der Oldenburger Landtag dieEin-
führung des direkten Wahlrechts,eine schon lange vondenSo-
zialdemokraten wie auch von den Liberalen erhobene Forde-
rung, die auch im Staatsministerium zunehmend Anhänger
fand. Nur die Agrarier und Konservativen waren dagegen, da
klar war, daß davon inerster Liniedie Sozialdemokraten profi-
tieren würden. Offen sprach dieses der Abgeordnete Tews aus
demFürstentum Lübeck aus,der imLandtag ausführte: „Wenn
das durchgeführt wird, muß ich bekennen, daß wir im Fürsten-
tum Lübeck dersozialdemokratischen Partei vollständig ausge-
liefert werden.""

Tatsächlich wurde 1908 aber doch die direkte Wahl einge-
führt, wenn die Konservativen es auch durchsetzen konnten,
daß alle über 40jährigen Wähler zwei Stimmen erhielten. Man
hoffte wohl, daß die älteren Wähler die konservativenParteien
bevorzugen würden. Was sich aber 1911, als erstmals der Land-
tag nachdiesem neuen Wahlrecht gewählt wurde, nicht bestäti-
gensollte.

Das Fürstentum Lübeck bestand nach dem neuen Wahlge-
setz aus zwei Wahlkreisen. Es waren der Südbezirk Ratekau-
Sehwartau und der Nordbezirk Eutin-Süsel, wo jeweils zwei
Abgeordnetezu wählen waren. Die dann Anfang Oktober 1911
durchgeführten Wahlen ergaben für die Sozialdemokraten im
Fürstentum Lübeck einen großen Sieg. Im Südbezirk, also im
Randgebiet der Hansestadt Lübeck, siegten bereits in der
Hauptwahl der Gärtner JohannBull aus Ravensbuschund der
Maurer Heinrich Fick aus Stockeisdorf. ImNordbezirk lagen
nachder ersten Wahl zwar auchdie sozialdemokratischenKan-
didaten, der Maurer Gloe aus Nenndorf und der Fabrikant
Johannes Rebenstorf aus Eutin an der Spitze, aber sie hatten
die absolute Mehrheit verfehlt und die zweitmeisten Stimmen
hatten „gefährliche agrarische Demagogen" erhalten. Um de-
ren eventuellen Sieg in der Stichwahl zu verhindern,kam es zu

6 Norddeutsches Volksblatt vom
21.7.1905 mit einem Bericht über die
am 16.7. durchgeführte Konferenzmit
elf Delegierten aus sechs Orten. Nach
dem hier vorgetragenen Geschäftsbe-
richt hatte die Sozialdemokratie im
Fürstentum Lübeck zudieser Zeit „571
organisierte Genossen" und in fünf
Orten waren Sozialdemokraten im
Gemeinderat vertreten. Eine sozialde-
mokratische Mehrheit gab es im Ge-
meinderat vonSehwartau.
7 Norddeutsches Volksblatt vom
19.7.1907.
8 Am 30.1.1906 — vgl. Stenographi-
sche Berichte über die 1. Versamm-
lung der Verhandlungen des XXX.
Landtags dcs Großherzogtums Olden-
burg, Oldenburg 1906.
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einem Abkommen mit den liberalen Fortschrittlichen. Gloe
zog seine Kandidatur zurück, und ein Fortschrittlicher sowie
der Sozialdemokrat Rebenstorf zogen in den Landtag. Drei der
vier Abgeordneten aus dem Fürstentum waren somit Sozialde-
mokraten.

Aber auch ansonsten brachte diese letzte vor dem Krieg
durchgeführte Landtagswahlden Sozialdemokraten einen gro-
ßen Erfolg. Sie wurden im gesamten Großherzogtum mit
48 000 Stimmen die stärkste Partei und mit zwölfvon insge-
samt 45 Abgeordneten stellten sie auch die zweitstärkste Frak-
tion im Landtag. Darüber hinaus gab es zusammen mit den
ebenfalls erfolgreichen Liberaleneine „linkeMehrheit" im Par-
lament des Großherzogtums.

Im Frühjahr 1914 ging der Sozialdemokratie jedoch ein Ab-
geordnetensitz verloren. Johann Rebenstorf aus Eutin legte
nach einer innerparteilichen Auseinandersetzung sein Mandat
nieder. Bei der dann erforderlich gewordenen Neuwahl siegte

Karl Fick aus Stockeisdorf
(1881-1945), Zimmermann und ab
1920 Kreisleiter des von ihm mitbe-
gründeten Landarbeiter-Verbandes,
war von 1922 bis 1933 Abgeordneter
des Oldenburger Landtages und füh-
render Sozialdemokral im Landesteil
Lübeck. Während der NS-Zeil mehr-
mals inhaftiert und fortlaufend schi-
kaniert, wurde er am 22.723. August
1944 im Rahmen der Aktion „Gewit-
ter" erneut verhaftet und in das Kon-
zentrationslager Neuengamme ver-
schleppt. Er kam am 3. Mai 1945 in
der Lübecker Bucht auf dem Häft-
lingsschiff„Cap Arcona"um, als die-
ses vonbritischen Flugzeugen irrtüm-
lich bombardiert wurde.
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rechte Seite oben:
Das Landtagsgebäude in Oldenburg
nach einer zeitgenössischen Aufnah-
me. Nach jahrzehntelanger provisori-
scher Unterbringung des Landespar-
laments und nach langer Diskussion
wurde dieses Gebäude im Dobbenvier-
tel der Landeshauptstadt von
1914-1916 neben dem neuen Staatsmi-
nisterium errichtet. Von 1916 bis 1918
war es Sitz des Landtages des Groß-
herzogtums und dann bis 1933 des
Freistaates Oldenburg. Ab 1933 wurde
das Gebäude von Parteidienststellen
der NSDAP, nach 1945 von der briti-
schen Militärregierung genutzt. Nach
gründlicher Renovierung steht es seit
1978 der Bezirksregierung Weser-Ems
zur Verfügung. Der Plenarsaal wird
heute für Tagungen und kulturelle
Veranstaltungengenutzt.
Auf Anregung der SPD-Arbeitsge-

meinschaft„Regionale Geschichte der
Arbeiterbewegung"des Bezirks Weser-
Ems wurde 1983 vom Niedersächsi-
schen Landtag vor dem Gebäude eine
Gedenktafel angebracht, die an die
Abgeordnetenerinnert, die infolge der
NS-Gewaltherrschaft Verfolgung,
Haftund Toderlitten.

rechte Seiteunten:
Sozialdemokratische Fraktion des
OldenburgerLandtages1916.

Zu der elfköpfigenFraktion, an de-
ren Spitze Paul Hug stand, gehörten
mit dem Maurer Heinrich Fick aus
Stockeisdorf (zweiter vonrechts oben)
und dem Gärtner Johann Bull aus
Ravensbusch (zweiter von rechts un-
ten) auch zwei sozialdemokratische
Abgeordneteaus dem Landesteil Lü-
beck.

ein Agrarier, da ganz offensichtlich ein großer Teilder Anhän-
ger der Freisinnigen Volkspartei der Aufforderung des regiona-
len Vorstandes nicht gefolgt waren, den aufgestellten Sozialde-
mokraten zuwählen.

Die 1916 stattgefundenen Landtagswahlen standen im Zei-
chen des „Burgfriedens", den während des Krieges auch die
Oldenburger Parteien geschlossenhatten. Dies wirkte sich so
aus, daß die bisherigen Abgeordnetenkeinen Gegenkandidaten
erhielten,eineigentlicher Wahlkampf fandsomit nicht statt.

Bull und Fick blieben somit bis Anfang 1919 Abgeordnete,
denn im Gegensatz zu allen anderenParlamenten des Reiches
trat das vonOldenburg auch über dieRevolution vom Novem-
ber 1918 hinaus noch zusammen, und man beschloß u.a. noch
ein neues Wahlgesetz, das nunmehr entsprechenddem Vorbild
des Reiches das reine Verhältniswahlrecht einführte.

DieRevolution 1918 und der Thronverzicht des letzten Groß-
herzogs bewirkte in denersten Monaten der Republik eine hef-
tige Diskussion über die weitere Zugehörigkeit der weitabgele-
genen Landesteile zum Kernstaat, da ja nun die wichtigste
Klammer weggefallen war. Für denLandesteil Lübeck kamnur
ein Anschluß an die Hansestadt Lübeck bzw. an diepreußische
Provinz Schleswig-Holstein in Frage, wobei die Bevölkerung
des südlichen Teils mehr für einen Anschluß anLübeck plädier-
te, die des nördlichen dagegen einen an Schleswig-Holstein
befürwortete. Der Landtag und die Regierung in Oldenburg
war für eine Abtretung, wollte jedoch den Landesteil nur ge-
schlossen abgeben. Die Haltung der Sozialdemokraten war
nicht ganz klar und auf bürgerlicher Seite bildete sich ein
„Abwehrausschuß", der alles beim Alten lassen wollte, und die
in Schleswig-Holstein recht populäre Forderung „up ewig un-
gedeelt" sollte auch für den nunmehrigen Freistaat Oldenburg
gelten. Die oldenburgische Landesregierung,der auch die So-
zialdemokraten angehörten,unterstützte diese Aktionen, und
da man sich ja auch ansonstenin der Weimarer Republik recht
schwer mit der Neugliederungder Länder tat, blieben die Lan-
desteile Lübeck und Birkenfeld schließlich doch bei Olden-
burg. Wenn die Diskussion über eine Trennung vonOldenburg
auch inder gesamten Zeit der Weimarer Republik nie ganz auf-
hörte.9

Auch die Bindungenzwischen denLandesteilen wurden wie-
der weitmaschiger. Im Grunde war allen klar, daß die Klein-
staatereizuEnde warund irgendwanneinmal eine Art „Flurbe-
reinigung" stattfinden müßte. Davon war auch die SPD-Orga-
nisation betroffen. So gehörte der Landesteil Lübeck ab 1919
zum Reichstagswahlkreis 13 — Schleswig-Holstein — und die
regionale Parteiorganisation fest zum Bezirksverband Schles-
wig-Holstein. Zum Bezirk Oldenburg-Ostfriesland-Osnabrück
(Weser-Ems) der SPD war nur noch eine Verbindung über die
Landtagsfraktion gegeben.

Der LandesteilLübeck bildete einen Wahlkreis, wonach den
Grundsätzender Verhältniswahl die Kandidateninder Reihen-
folge der von den Parteien aufgestellten Listen gewählt wur-
den. Gelang es den Sozialdemokraten 1919 wie auch 1920,

9 Vgl. Aufsatz von Prange (Anm. 1),
aber auch: Klaus Schaap, DieEndpha-
se der Weimarer Republik im Freistaat
Oldenburg, Düsseldorf 1978 (heraus-
gegeben von der Kommission für Ge-
schichte des Parlamentarismus und
der politischenParteien).

Weiter ist hier zu nennen: Otto
Rönnpag, Der oldenburgische Lan-
desteil Lübeck zwischen der Freien
und Hansestadt Lübeck undder preu-
ßischen Provinz Schleswig-Holstein
(1918-1937), Zeitschrift der Gesell-
schaft für Schleswig-Holsteinische
Geschichte,Bd. 110, 1985, 5.263-294.
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noch jeweils zwei Abgeordnete durchzubringen, so war dieses
1923 schon nicht mehr möglich.Nur noch ein Sozialdemokrat
aus dem Landesteil kam in das Oldenburger Parlament. Die
SPD verlor ihre Stellung als stärkste Partei des Landesteils an
die Deutschnationalen. Zwar gelanges 1925 und 1928 (44,6%)
die führende Stellung noch einmal zurückzugewinnen und je-
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weils zwei Mandate zu sichern, dann dominierten aber eindeu-
tig die Nationalsozialisten, die im Fürstentum Lübeck eine
ihrer Hochburgen hatten. Ihren größten Erfolg hatte die
NSDAP hier bei den Landtagswahlenam 29. Mai 1932, als sie
50,4% der Stimmen im Landesteil Lübeck erhielt. Die SPD
bekam nur noch 31,9%. Das Ergebnis dieser Landtagswahl
war, daß der Freistaat Oldenburg im Juni 1932 eine rein natio-
nalsozialistischeLandesregierungerhielt.10 Letzter sozialdemo-
kratischer Abgeordneter aus dem LandesteilLübeck im Olden-
burgerParlament war KarlFick aus Stockeisdorf, der von 1922
bis 1933 dem Landtag angehörte.Hauptberuflich war er Kreis-
leiter des Deutschen Landarbeiter-Verbandes. Er gehörteauch
noch dem letzten, aufgrund des Wahlergebnisses der Reichs-
tagswahl vom 5. März 1933 und dem „Gesetz zur Gleichschal-
tung der Länder mit dem Reich" gebildeten Landtag an, der
aber nur einmal am 17. Mai 1933 zusammentrat. Fick konnte
an dieser Sitzungaber schon nicht mehr teilnehmen, da er am
11. März 1933 in „Schutzhaft" genommen worden war. Veran-
laßt von seinem großen Widersacher, dem führenden National-
sozialisten des Landesteils, Johann Böhmcker, der seit Juni
1932 auch Regierungspräsident war und in seiner Wirkungs-
stätte einSchreckensregiment unterhielt.11

Nach einigen Monaten entlassen, wurde Fick im Zuge der
Aktion „Gewitter" am 22./23. August 1944 erneut verhaftet
und in das Konzentrationslager Neuengamme gebracht. Bei
der „Evakuierung" dieses Lagers wurde er Ende April 1945,
wie Tausende anderer Mithäftlinge, auf das in der Lübecker
Bucht liegende Schiff „Cap Arcona" getrieben, was bekannt-
lich irrtümlich von den Engländern am 3. Mai 1945 bombar-
diert wurde. Fick fand dabei, wie die meisten Häftlinge, den
Tod.12

Formalrechtlich kam der einstige Landesteil Lübeck erst
durch das „Groß-Hamburg-Gesetz" vom 26.1.1937 mit Wir-
kung vom 1. April desselben Jahres zu Schleswig-Holstein und
bildetebis 1969 den Landkreis Eutin. Seitdemist der ehemalige
oldenburgischeLandesteil Lübeck Teildes Kreises Ostholstein,
dessen Verwaltungssitz sichaber weiterhin inEutin befindet.

10 Siehe Schaap (Anm. 9), wo auch
Wahlergebnisse angegebensind." Schaap (Anm.9), wie insbesondere
die Zeitgeschichte Eutins auch das
Thema vieler Arbeiten des kanadi-
schen Historikers Lawrence D.Stokes
ist. Darunter Sozialdemokratie kontra
Nationalsozialismus in Eutin 1925 bis
1933, in DG Bd. IL
12 Das Gewissen entscheidet — Berei-
che des deutschen Widerstandes von
1933-1945 in Lebensbildern, hg. von
Annedore Leber in Zusammenarbeit
mit Willy Brandt und Karl Dietrich
Bracher, Frankfurt/Main 1960, darin
auf S. 280 f. ein Aufsatz über das
Schicksal vonKarlFick.
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